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Einige Fragen der Rechtsstellung des nichtehelichen Kindes 
und der Ehelichkeitsanfechtung

Zur Rechtsstellung des nichtehelichen Kindes

In der Programmatischen Erklärung des Vorsitzenden 
des Staatsrates vom 4. Oktober 1960 wird als wichtige 
Seite der Entwicklung neuer, sozialistischer Beziehun­
gen unter den Menschen das Bestreben bezeichnet, 
überall die Grundsätze der sozialistischen Moral zu 
selbstverständlichen Normen des täglichen Lebens 
werden zu lassen. Dabei richtet sich der Appell immer 
stärker an die guten Eigenschaften des in der sozia­
listischen Gesellschaft lebenden Menschen, an sein 
Verantwortungsbewußtsein, seine Wahrheitsliebe, Of­
fenheit und Selbstlosigkeit, kurz gesagt, an den Ge­
meinschaftsgeist.
Daraus läßt sich ohne weiteres auch eine gesteigerte 
Verantwortlichkeit der mit der Sorge für das Wohl 
der nichtehelichen Kinder betrauten staatlichen Dienst­
stellen, insbesondere auch der Gerichte, ableiten. Auch 
sie müssen ihre Aufgabe darin sehen, die Bürger un­
seres Staates zur freiwilligen Anerkennung und Inne­
haltung unserer sozialistischen Gesetzlichkeit und der 
sich daraus ergebenden Verpflichtungen anzuhalten, 
um so zur Überwindung der Rückstände schlechter 
bürgerlicher Gewohnheiten beizutragen. Wo immer 
also ein Kind außer der Ehe geboren wird, sind die 
zuständigen staatlichen Stellen verpflichtet, die Mutter 
alsbald bei der Erfüllung ihrer sich aus den Artikeln 
31 und 144 unserer Verfassung gegenüber dem Kind 
und der Gesellschaft ergebenden Pflichten zu unter­
stützen. Diese Verpflichtung zu sozialistischer Hilfe 
verdient um so ernster genommen zu werden, als das 
nichteheliche Kind in der Regel ja die Vorteile des 
Elternhauses entbehren muß.

Wichtig ist nun aber nicht nur die beschleunigte Er­
mittlung der Vaterschaft, sondern auch die Sorge um 
deren möglichst reibungslose Anerkennung durch den 
Vater in öffentlicher Urkunde (§ 1718 BGB) und — im 
Sinne von § 1714 BGB — um die Herbeiführung einer 
freiwilligen vollstreckbaren Vereinbarung zwischen 
Kind und Vater über die Regelung des Unterhalts. 
Nur von Fall zu Fall wird sich dabei allerdings be­
urteilen lassen, ob mit Aussicht auf Erfolg auch auf 
die Hilfe gesellschaftlicher Organisationen zurück­
gegriffen werden kann.
Die Durchsicht einschlägiger Prozeßakten erweckt bis­
weilen Zweifel, ob nicht diese wichtigen Fragen — wie 
in bürgerlich-kapitalistischer Zeit — noch allzu sche­
matisch und bürokratisch behandelt werden. Häufig 
geben nur wenige Zeilen in den Akten darüber Aus­
kunft, daß man die Mutter gehört hat. Nicht viel 
gründlicher folgt dann — meist sogar getrennt — die 
Anhörung des Vaters und deren Niederschrift. Bestrei­
tet er die Vaterschaft, so nimmt zumeist mit der Er­
hebung der Klage das Prozeßverfahren seinen Lauf.

So sollte es nicht sein. Wenn nicht — was natürlich 
möglich ist — im einzelnen Fall schwer überwindbare 
Hindernisse entgegenstehen, sollte schon das zustän­
dige Referat Jugendhilfe, gegebenenfalls aber auch 
das Gericht, sich ernsthaft um die Herbeiführung einer 
gütlichen Regelung im eben dargelegten Sinne — 
selbstverständlich unter voller Wahrung der sozialisti­
schen Gesetzlichkeit — bemühen. Das wäre nicht nur 
dem Interesse des Kindes, sondern auch der Hebung 
des sozialistischen Bewußtseins der Eltern dienlich.

Dabei bieten für Richter und Schöffen schon die Vor­
schriften über das obligatorische Güteverfahreia che 
zweckmäßigste und günstigste Gelegenheit, auf die 
Eltern des nichtehelichen Kindes im Sinne der sozia­
listischen Moral und Gerechtigkeit erzieherisch einzu­
wirken und zu diesem Zweck auch von der Anord­
nung des persönlichen Erscheinens der Parteien (§§ 141; 
499b Abs. 3 Satz 2 ZPO) weitgehenden Gebrauch zu 
machen.
Das Oberste Gericht hat aus Anlaß eines Falles beson­
derer Pflichtvemachlässigung durch einen Staatsange­
stellten (Urteil vom 17. Dezember 1959 — 1 ZzF 
51/59—OGZ Bd. 7 S. 130) a l l e  staatlichen Stellen, die 
es angeht, nachdrücklich an ihre Pflicht erinnert, in 
enger Zusammenarbeit die Mütter nichtehelicher Kin­
der bei der Verfolgung der Ansprüche ihrer Kinder zu 
unterstützen. In jenem Fall war zwar der Prozeß 
bereits im streitigen Verfahren anhängig; et kann 
aber nicht zweifelhaft sein, daß die Ausführungen des 
Urteils sinngemäß auch auf das Vorstadium der Sache 
anzuwenden sind. Übrigens hat dabei das Oberste 
Gericht auch seine Auffassung dahin kundgegeben, daß 
eine dienstliche Nachlässigkeit eines staatlichen 
Organs, wenn sie zur Versäumung einer Prozeßhand­
lung führt, einen für das Kind unabwendbaren Zufall 
im Sinne von § 233 ZPO darstellt.
Große Aufmerksamkeit müssen die beteiligten Behör­
den bei der außergerichtlichen Regelung der Anerken­
nung der Vaterschaft und der Unterhaltsfragen selbst­
verständlich auch den Formfragen zuwenden. Diese 
ergeben sich daraus, daß nach geltendem Recht die 
Vaterschaftsanerkennung zwar eine einseitige, wenn 
auch empfangsbedürftige Willenserklärung darstellt, 
während die Verpflichtung zur Unterhaltsleistung, 
auch wenn sie in derselben Urkunde wie die Vater­
schaftsanerkennung ausgesprochen wird, eine Verein­
barung ist, die, um wirksam zu sein, der — allerdings 
formlos möglichen — Annahme durch den gesetzlichen 
Vertreter des Kindes, normalerweise also seine Mutter; 
und der Genehmigung des Rates des Kreises bedarf 
(Urteil des OG vom 13. März 1959 — 1 ZzF 56/58 — 
NJ 1959 S. 464, OGZ Bd. 6 S. 318).
Wiederholt mußte das Oberste Gericht auch im Kas­
sationswege einzelne Kreisgerichte daran erinnern, daß 
— was eigentlich selbstverständlich sein sollte — 
das Prinzip der Erforschung der objektiven Wahrheit 
in besonders hohem Maße in familienrechtlichen Pro­
zessen zur Geltung zu bringen ist und daß daran auch 
die Tatsache nichts ändert, daß die Unterhaltsklage 
des nichteheliehen Kindes gegen den nach § 1717 BGB 
als Vater geltenden Mann nicht im Wege der Status­
klage, sondern im gewöhnlichen Prozeßverfahren 
durchzuführen ist, in dem das Offizialprinzip nicht 
ohne weiteres Anwendung findet (Urteile des OG vom
15. November 1957 — 1 Zz 192/57 — und vom 4. März
1958 — 1 Zz 118/57). Daher darf, auch wenn Mehr­
verkehr der Mutter während der Empfängniszeit er­
wiesen ist, dem Kind nicht die Möglichkeit abgeschnit­
ten werden, weitere zulässige Beweismittel zum Nach­
weis der Vaterschaft des in Anspruch genommenen 
Mannes beizubringen (Urteil des OG vom 27. Oktober
1959 - 1 ZzF 41/59).
Natürlich darf die Zulassung solcher Beweise zu kei­
ner ungesetzlichen Prozeßverschleppung führen, eben-
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